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Geleitwort 

Aufgrund der fortschreitenden Internationalisierung geschäftlicher Aktivitäten deutscher 
Unternehmen im Ausland sowie ausländischer Unternehmen in Deutschland erlangt die 
international fokussierte Steuerlehre einen mittlerweile überragenden Stellenwert im Be-
reich der betriebswirtschaftlichen Steuerforschung. Jener Entwicklungsprozess wird zudem 
durch den seit mehreren Jahren bestehenden Einfluss von Vorgaben diverser supranationa-
ler Organisationen auf die jeweiligen Mitgliedstaaten enorm forciert. Jene Vorgaben gip-
feln derzeit in die Modifikation von Art. 7 OECD-MA mittels Integration des sog. 
Authorized OECD-Approach (AOA) sowie die daraufhin erforderliche Änderung von § 1 
AStG (geändert durch das AmtshilfeRLUmsG vom 26.06.2013). Beide Vorschriften haben 
die fiktive rechtliche Verselbstständigung ausländischer Betriebstätten deutscher Wirt-
schaftseinheiten und mithin die steuerliche Gleichstellung mit ausländischen Tochterkapi-
talgesellschaften zum Gegenstand und besitzen weitreichende steuerliche Konsequenzen 
für international agierende Einheitsunternehmen. Jenes sehr ambitionierte und auf den ers-
ten Blick als konsequent zu erachtende Ziel wirft jedoch zahlreiche hochkomplexe Zwei-
felsfragen seiner Umsetzung – insb. in Bezug auf den im Zuge des Liefer- und Leistungs-
austauschs zwischen Stammhaus und Betriebstätte nun zwingend anzuwendenden Fremd-
vergleichsgrundsatz – auf. Im Fokus der Untersuchungen der Dissertation von Herrn Dr. 
Steffen Heyd steht folglich die überaus bedeutsame Frage der Abgrenzung der Ergebnisse 
von Stammhaus und Betriebstätte in einem internationalen Einheitsunternehmen sowie 
deren Aufteilung auf die betroffenen Staaten. Zudem müssen die Bestrebungen der OECD 
den Problemfeldern der Verlagerung von Einkünften mittels Gestaltungsmaßnahmen, der 
(drohenden) internationalen Doppelbesteuerung sowie der Nichtbesteuerung von Einkünf-
ten Rechnung tragen. Neben diesen Vorgaben der OECD haben sich insb. ausländische 
Betriebstättenkonstruktionen simultan an europäischen Harmonisierungsbestrebungen zu 
messen, wonach Liefer- und Leistungsverhältnisse zwischen deutschem Stammhaus und 
ausländischer Betriebstätte steuerlich nicht gegenüber Beziehungen innerhalb eines rein 
national bestehenden Einheitsunternehmens benachteiligt werden dürfen. Letztlich beste-
hen auf europäischer Ebene die Bestrebungen, eine sog. Gemeinsame Konsolidierte Kör-
perschaftsteuer-Bemessungsgrundlage (GKKB) als alternatives Gewinnabgrenzungskon-
zept zu implementieren, dessen Funktionsweise diametral zu der von der OECD ausgear-
beiteten Methodik erfolgt. 

An diesen Stellen greifen die Forschungsfragen der Dissertation von Herrn Dr. Steffen 

Heyd. Erstens wird dezidiert wissenschaftlich untersucht, ob das von der OECD angesto-
ßene Konzept geeignet ist, die bislang zwischen Stammhaus und Betriebstätte bestehenden 
Inkonsistenzen im Hinblick auf Einkunftsverlagerungen sowie (teilweise) Doppel- oder 
Nichtbesteuerungen bei (international angelegten) Liefer- und Leistungsbeziehungen zu 
beseitigen oder ob durch jene Initiative weitere Zweifelsfragen hervorgerufen werden. 
Zweitens analysiert die Dissertation ausführlich, ob die ein internationales Einheitsunter-
nehmen betreffenden bestehenden gesetzlichen Regelungen Deutschlands europäischen 
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Vorgaben genügen oder ob auch hier Verbesserungspotenziale bestehen. Drittens wird das 
europäisch gewachsene Konzept der GKKB dem OECD-Konzept anhand eines eigens 
entwickelten Anforderungskatalogs kritisch gegenübergestellt und daraus resultierend be-
wertet, inwieweit die auf der indirekten Methode beruhende GKKB zu einer sachgerechte-
ren Gewinnzuordnung bei internationalen Einheitsunternehmen als der auf der direkten 
Methode via transaktionsbezogener Verrechnungspreise resp. unternehmensinterner fikti-
ver Entgelte basierende AOA führt. 

Die aus der Arbeit von Herrn Dr. Steffen Heyd gewonnenen Forschungsergebnisse leisten 
in innovativer Manier einen sehr wertvollen Beitrag für das Gebiet der normativen (inter-
nationalen) Steuerforschung. Die vorliegende Arbeit, welche erstmals die Bereiche 
„AOA“, „Steuerentstrickung in einem internationalen Einheitsunternehmen“ und „GKKB“ 
kombinatorisch und wissenschaftlich fundiert untersucht, dabei logisch stringent vorgeht, 
eine große Praxisrelevanz aufweist und zudem im Bereich der Steuerrechtsgestaltungslehre 
nicht nur bestehende steuerliche Inkonsistenzen aufzeigt, sondern auch zahlreiche Hand-
lungsempfehlungen für jenes hochkomplexe Themengebiet für den Steuergesetzgeber ent-
wickelt, verringert in diesem Bereich eine bislang bestehende Forschungslücke. Es wäre zu 
wünschen, dass die akribisch erarbeiteten Ergebnisse von Herrn Dr. Steffen Heyd auch 
durch das Bundesministerium der Finanzen eine angemessene Beachtung finden. 

Trier, im Juni 2014 Univ.-Prof. Dr. Lutz Richter 
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